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Programmcheck  
der Parteien 
KÜNFTIGES BUNDESMINISTERIUM
Nicht nur die Coronakrise hat verdeutlicht, dass 
ein Bundesministerium für Landwirtschaft, 
Ernährung und ländlichen Raum unverzichtbar 
ist. Wird es künftig bei Regierungsverantwortung 
Ihrer Partei ein solches eigenständiges Bundesmi-
nisterium geben?

Ja, Landwirtschaft, Ernährung, Wald und Umwelt müs-
sen zusammengedacht werden, da sie die Lebensgrund-

lage für die Gesellschaft bieten. Die Zusammenführung 
des Umwelt- und Landwirtschaftsministeriums kann dabei 
helfen, Zielkonflikte sachorientiert und wissenschaftlich 
abzuwägen. Das ist aber auch kein Automatismus. Struktu-
relle Fragen können nur die Umsetzung politischer Ziele 
unterstützen, die wirklich gewollt sind.

DIE LINKE

Aus Sicht der AfD spricht nichts gegen die Einrichtung 
eines Bundesministeriums für Landwirtschaft, Ernäh-

rung und den ländlichen Raum, sofern dies nicht zu einer 
weiteren Überbürokratisierung genutzt wird, sondern zu 
einer Straffung bestehender Strukturen im Sinne der Land-
wirtschaft beiträgt.

AFD

Die Politik muss der Anforderung, die Themen und 
Herausforderungen der Landwirtschaft und des 

ländlichen Raumes insgesamt aufzugreifen und Lösungen 
anzubieten, gerecht werden. Dies muss ein fester Bestand-
teil im täglichen Handeln aller betroffenen Politikberei-
che sein. Wir Freien Demokraten wollen daher in Regie-
rungsverantwortung auch weiterhin ein eigenständiges 
Ministerium für Ernährung und Landwirtschaft etablieren.

FDP

Über Zuschnitte von Ministerien kann erst nach der 
Bundestagswahl entschieden werden. CDU und CSU 

ist aber das Landwirtschaftsressort besonders wichtig. Der 
Kanzlerkandidat von CDU und CSU, Armin Laschet, hat auf 
dem Deutschen Bauerntag klar gesagt: „Landwirtschaft 
muss ein starkes Ressort in der Bundesregierung sein.“

CDU/CSU

Uns ist wichtig, die Zukunft der Landwirtschaft in der 
Mitte der Gesellschaft zu sichern. Das muss sich in 

der künftigen Bundesregierung widerspiegeln. Über den 
Zuschnitt von Ressorts kann erst im Zuge der Koalitions-
bildung entschieden werden.

DIE GRÜNEN
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SPD

Die Eigenständigkeit des Hauses hat sich in der Ver-
gangenheit durchaus bewährt und sollte nicht 

leichtfertig aufgegeben werden. Letzten Endes bleibt der 
konkrete Ressortzuschnitt aber den an den Koalitionsver-
handlungen beteiligten Parteien und der Schwerpunktset-
zung der kommenden Bundesregierung vorbehalten.


